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Mittheilungen aus der Praxis. 


Nach $ 9, e des Eiſenbahn⸗Conceſſionsnormales vom 14. Septem⸗ 

ber 185, N. G. Bl. Nr. 238 iſt nicht nur der Werth des becupir⸗ 

ten Bodengrundes, ſondern auch der durch die Expropriation bewirkte 

induſtrielle Schaden des Eigenthümers im „Capitale“ zu vergüten. 

Für induſtrielle Schäden außerhalb des durch die Bahn direct occu⸗ 

pirten Grundes iſt die Vergütung im Nechtswege anzuſprechen. 
($ 10, b obigen Geſetzes.) 


Die böhmiſche Statthalterei hat unterm 12. Inli 1871 erkannt, 
daß Anna H. in Tr. verpflichtet ſei, von den zu ihrer Wirthſchaft ge⸗ 
hörigen Grundparcellen, auf welchen ſich ein Bleichplan befindet, 
einen Grundcomplex von 627 Quadratklafter der öſterreichiſchen Nord⸗ 
weſtbahn⸗Geſellſchaft gegen eine im Wege gerichtlicher Schätzung feſt⸗ 
zuſtellende Entſchädigung abzutreten. Bei der am 21. September 
1871 vorgenommenen gerichtlichen Schätzung wurde von den Grund⸗ 
ſchätzern der Werth obiger 627 Quadratklafter mit 838 fl. berechnet. 
Von den Schäßern im Bleichfache wurde mit Rückſicht auf den Um⸗ 
ſtand, daß die Bahnanlage von dem Bleichplan der Recurrentin 
627 Quadratklafter abſorbirt, daß oberhalb der Bahn 450 Quadrat- 
klafter erübrigen, die zum Bleichen nicht mehr benützt werden können, 
daß ferner unterhalb der Bahn ein Feuerungs⸗Rayon von 27½ Klafter 
angenommen werden müſſe und hienach weitere 1774 Quadratklafter 
zum Bleichen nicht mehr verwendet werden können, daß ſomit die 


Geſammtfläche der Bleichanlage (pr. 8358 Quadratklafter) um 2815 
Quadratklafter vermindert werde, die Entwerthung der Bleiche der 
Anna H. in Tr. mit jährlichen 855 fl. oder mit 5 pCt. Capitali⸗ 
ſirung mit dem Betrnge von 17.100 fl. geſchätzt. Da ob der Reali⸗ 
tät der Anna H. bücherliche Haftungen ausſtehen, erlegte die öſterr. 
Nordweſtbahn zu Gerichte: a) den von den Grundſchätzern ermittelten 
Capitalsbetrag von 838 fl und b) den von den Schätzern im Bleich⸗ 
fache angegebenen Betrag der Entwerthung der Bleiche für ein 
Jahr mit 855 fl, zuſammen mit 1693 fl. und ſtellte ſohin bei 
der Trautenauer Bezirkshauptmannſchaft die Bitte, es möge der Anna 
H. aufgetragen werden, die expropriirten Flächen bei ſonſtiger zwangs⸗ 
weiſer Beſitzentſetzung ſofort vollſtändig zu räumen und den Bahnbau 
in keiner Weiſe zu hindern. 


Die Bezirkshauptmannſchaft hat hierauf ſich ausgeſprochen, da 
die Nordweſtbahn alle geſetzlichen Vorbedingungen, gelte nach den 
Geſetze die ungehinderte Beſitzergreifung der expropriirten Grundfläche 
erfordern, erfüllt habe und daß hienach Anna H. angewieſen werde, 
die expropriirten Grundflächen zum Bahnbau ſofort bei ſonſtiger 
zwangsweiſer Beſitzentſetzung vollſtändig zu räumen und der Bauun⸗ 
ternehmung in keiner Art und Weiſe unter ſchwerer Verantwortung 
in der Ausführung des Baues hindernd entgegenzutreten. 


Gegen dieſe Entſcheidung recurrirte Anna H. an die Statthal⸗ 
terei, indem ſie darauf hinwies, daß die Bahngeſellſchaft an Stelle 
des von den gerichtlichen Schätzern ermittelten Capitales für die Ent⸗ 
werthung der Bleiche pr. 17.100 fl. ganz willkürlich nur die Jahres⸗ 
rente von 855 fl. gerichtlich deponirt und ſomit der Recurrentin die 
volle Schadloshaltung noch nicht geleiſtet habe. 

Da mittlerweile die Nordweſtbahngeſellſchaft gegen die vom 
Bezirksgerichte in T. vorgenommene Abſchätzung der zum Bahnbau 
expropriirten Grundflächen der Anna H. den Recurs eingebracht hatte, 
wendete ſich die Statthalterei vorerſt an das Oberlandesgericht um 
Mittheilung ſeiner Entſcheidung in dieſer Angelegenheit. Mit der vom 
Oberlandesgerichte diesfalls erfloſſenen Entſcheidung wurde dem Re⸗ 
curſe der Bahn theilweiſe Folge gegeben, der angefochtene Be⸗ 
ſcheid des Bezirksgerichtes, jo wie der Abſchluß des Abſchätzungspro⸗ 
tokolles behoben und dem Bezirksgerichte angeordnet, bei einer neuer⸗ 
lichen Tagfahrt die Grundſchätzer aufzufordern, ihren Befund und ihr 
Gutachten in der Richtung abzugeben, wie die Area pr. 2224 Qua⸗ 
dratklafter (1774 und 450 Quadratklafter), welche nach dem Befunde 
der Sachverſtändigen im Bleichfache außer den für den Bahnbau ein⸗ 
zulöſenden 627 Quadratklaftern dem Bleichgeſchafte entzogen wird, 
nach ihrer Beſchaffenheit in der Oekonomie der Anna H. benüßt 
werden koͤnne, ſodann das reine Jahreserträgniß dieſer 2224 Quadrat⸗ 
klafter, wenn ſie zu ökonomiſchen Zwecken verwendet werden, anzu⸗ 
geben, dasſelbe zu capitaliſiren und das Capital von dem durch die 
Sachverſtändigen im Bleichfache erhobenen Betrage der Entwerthung 
der Bleiche pr. 17.100 fl. in Abzug zu bringen. (Bei der hierauf 
gepflogenen neuerlichen Tagfahrt wurde von den Grundſchätzern das 
Jahreserträgniß der obenerwähnten 2224 Quadratklafter der Bleiche 
mit 18 fl. berechnet und der capitalifirte Betrag von 360 fl. von 


der Entwerthung der Bleiche pr. 17.100 fl. in Abzug gebracht, wo⸗ 
nach ſich der letztere nur mit 16.740 fl herausſtellte.) 

Den vorerwähnten Statthalterei-Recurs der Anna H. gegen den 
bezirkshauptmannſchaftlichen Erlaß, beziehungsweiſe das von Anna H. 
geſtellte Begehren um Verhaltung der Nordweſtbahngeſellſchaft, vor 
Inangriffnahme des Bahnbaues den für die Entwerthung der Bleiche 
von den Schätzleuten ermittelten Capitalsbetrag von 17.100 fl. anſtatt 
der deponirten 5 percentigen Jahresrente pr. 855 fl. zu berichtigen, 
hat die Statthalteret im Hinblick auf die mit der Entſcheidung des 
böhmifchen Oberlandesgerichtes angeordnete, auch nach vollendetem 
Bahnban thunliche neuerliche Schätzung zurückgewieſen. 

Gegen dieſe Statthaltereientſcheidung hat Anna H. den Mini⸗ 
ſterialrecurs eingebracht, worin ſie darauf hinweist, daß die Entſchei⸗ 
dung des Oberlandesgerichtes gar keinen triftigen Grund für die von 
der Statthalterei erfolgte Recursabweiſung bilde; denn ernſtlich habe 
das Obergericht nicht ausgeſprochen, daß der Recurrentin für die Ent⸗ 
werthung der Bleiche die Entſchädigung nur in einer Jahresrent: 
gebühre, im Gegentheil habe das Obergericht ein Entſchädigungscapital 
vor Augen gehabt; ſodann handle es ſich hier um eine bleibende 
Entwerthung. Das Geſetz muthe es einem Privaten nicht zu, fein 
Eigenthum gegen eine Jahresrente zu opfern. 

Hierüber hat nun das Mintiſterium des Innern unterm 29. Junt 
1872, 3. 8160 und 8399 unter Abänderung der angefochtenen Ent⸗ 
ſcheidung erkannt: „Bei der gerichtlichen Schätzung am 21. Septem⸗ 
ber 1871 iſt der Werth der expropriirten Grundfläche mit 627 
Quadratklafter, mit Rückſicht auf den gleichzeitigen gewerblichen Ertrag 
dieſer als Bleichplatz benützten Fläche von den Fachkundigen auf 
3762 fl. ermittelt worden. Die Fachkundigen haben nämlich für eine 
Fläche von 2851 Quadratklafter (abgerundet 2850 Quadratklafter), 
welche durch den Bahnbau der Benützung als Bleichplatz entzogen 
wird, einen induſtriellen Jahresertrag pr. 855 fl. und ein dieſem 
Ertrage entſprechendes Entſchädigungscapital zu 5 pCt. mit 17.100 fl. 
beziffert, wovon verhältnißmäßig auf die direct für den Bahngrund 
erpropriirten 627 Quadratklafter an Jahresertrag 188 fl. 10 kr., 
folglich an Entſchädigungscapital 3762 fl. entfallen. Der Expropria⸗ 
tionswerber hat nur den für 2850 Quadratklafter berechneten Jahres⸗ 
ertrag mit 855 fl. (wovon auf das 627 Ouadratklafter betragende 
Erpropriationdobjeet, wie oben erwähnt, 188 fl 10 kr. entfallen), gericht⸗ 
lich erlegt und ſohin von dieſem Objecte Beſitz ergriffen. Da aber 
die mehrerwähnten 627 Quadratklafter zur Bahnanlage bleibend ver⸗ 
wendet worden find, es ſich alſo diesbezüglich um eine vollſtändige 
Enteignung von Grund und Boden handelt, ſo war die öſterr. Nord⸗ 
weſtbahngeſellſchaft verpflichtet, noch vor der Occupirung dieſer Fläche 
das volle Entſchädigungscapital nicht nur für den Grund an ſich, was 
geſchehen, ſondern auch das für die Bleichanlage an eben dieſem 
Grundcomplexe mit 3762 fl. zu erlegen. Dieſelbe tft daher, da fie 
ihrer Verpflichtung nicht vollkommen Genüge geleiſtet hat, zu ver⸗ 
halten, daß ſie die fragliche Entſchädigung durch einen weiteren 
gerichtlichen Erlag auf den Capitalsbetrag von 3762 fl. ergänze. Der 
Auſpruch der Recurrentin, welchen fie deßwegen, weil eine weitere, 
keinen Gegenſtand der Enteignung bildende Fläche von 2224 Duadrat- 
klafter durch den Bahnbau der Benützung als Bleichplatz entzogen 
werde, an die Bahngeſellſchaft ſtellt, wird auf den Rechtsweg 
gewieſen“. Km. 


Ueber die Fraß ob ein in Abſicht auf Religionswechſel in ein 
katholiſches Kloſter geflohenes, feinem Alter nach zum Religions⸗ 
wechſel berechtigtes iſraelitiſches Kind feinen Eltern zurückzu⸗ 
ſtellen iſt, haben nicht die politiſchen Behörden, ſondern die Gerichte 
N > ! zu entſcheiden. 


Am 14. Auguſt 1870 haben die iſraelitiſchen Eheleute Samuel 


und Hinde W. aus S. bei der Bezirkshauptmannſchaft in H. ange⸗ 
zeigt, daß ihre 17jährige Tochter Gittel in der Nacht vom 11. auf 


12. Auguſt 1870 heimlich das elterliche Haus verlaſſen und im 
Kloſter der barmherzigen Schweſtern zu B. Unterkunft geſucht und 


gefunden habe. Hiebei ſtellten dieſelben die Bitte um behördliche Ver⸗ 
haltung ihrer Tochter zur Rückkehr ins Elternhaus. Als nun Gittel 
W. im Beiſein zweier Zeugen einvernommen wurde, gab ſie die 
beſtimmte Erklärung ab, das elterliche Haus aus freiem Entſchluſſe 
und mit der Abſicht verlaſſen zu haben, zur chriſtlichen Religion 
überzutreten, auch weigerte ſich dieſelbe entſchieden mit ihren Eltern 
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eine Zuſammenkunft zu haben. Auch eine neuerliche vom k. k. Bezirks⸗ 
hauptmanne entſendete Commiſſion brachte zur Conſtatirung, daß 
Gittel W. bei ihrem Entſchluſſe, in das elterliche Haus nicht zurück⸗ 
zukehren und zur chriſtlichen Religion zu übertreten, fortwährend 
beharrte und daß ſelbſt der unmittelbare Einfluß einiger Sfraeliten, 
welche ſich eine Unterredung mit ihr im Kloſter erbeten haben, ihren 
Entſchluß wankend zu machen nicht im Stande war. 

Dem Bezirkshauptmannne wurde bei ſo bewandten Umſtänden 
von der Statthalteret bedeutet, die Beſchwerdeführer von dem eigent⸗ 
lichen Stande der Dinge in Kenntniß zu ſetzen, und rückſichtlich des 
Geſuches um eine behördliche Intervenirung und Verhaltung ihrer 
Tochter zur Rückkehr mit Hinweiſung auf den Art. 4 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 49, zufolge welchem ihrer, 


nach eigener Angabe 17 Jahre zählenden Tochter die freie Wahl des 


Religionsbekenntniſſes zuſteht, abweislich zu beſcheiden. 

Ueber die dagegen an das Miniſterium des Innern eingebrachte 
Beſchwerde der Eltern hat ſich dasſelbe in der Angelegenheit unterm 
25. October 1870, 3. 15.531 dahin ausgefprochen, „daß es ſich 
nicht beſtimmt finde, über die Beſchwerde der Eheleute Samuel und 
Hinde W. eine Verfügung zu treffen, weil aus den Acten erſichtlich 
iſt, daß die ämtlichen Erhebungen mit Beiziehung von Zeugen und 
ganz ordnungsmäßig gepflogen worden find und daß dabei Gittel W. 
frei von jeder fremden Einwirkung ihren Entſchluß kundgegeben hat; 
weil ferner die Genannte mit Rückſicht auf ihr Alter und die Be⸗ 
ſtimmung des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. 49. II. Art. 4 
jedenfalls berechtigt wäre, die Religion zu wechſeln und weil endlich 
die Frage, ob dieſelbe wider ihren erklärten Willen in das Haus 
ihrer Eltern oder je nach einer Beſtimmung der letzteren an einen 
dritten Ort gebracht werden ſoll, nicht von der politiſchen Behörde 
ſondern vom Gerichte zu entſcheiden iſt“. Das Miniſterium des 
Innern beauftragte die Statthalterei gleichzeitig den Bezirkshauptmann 
in H. anzuweiſen, in Anbetracht als es ſich hier um die Geltend⸗ 
machung eines aus der väterlichen Gewalt hergeleiteten Rechtes handelt, 
ſofort das competente Gericht um die ſogleiche Amtshandlung dar⸗ 
über, ob Gittel W. den Eltern zurückzugeben, oder außerhalb des 
elterlichen Hauſes unterzubringen ſei, anzugehen. 

In ganz gleichlautender Weiſe wurde vom genannten Mini⸗ 
ſterium in einem ähnlichen Falle mit Erlaß vom 17. Auguſt 1872, 
3. 12.812 entſchieden. II. 


Für die Frage der Behördencompetenz zur Ausſtellung von Aus⸗ 
landspäſſen kommt unter allen Verhältniſſen nur der Wohnſitz und 
nicht die Heimatszuſtändigkeit in Betracht. (Zu den $$ 5 und 6 
der Miniſterialverordnung vom 40. Mai 4867, N. G. Bl. Nr. 80.) 


Unterm 20. Jänner 1872 wurde der Bezirkshauptmann in S. 
in Galizien vom Magiſtrate in Cz. in der Bukowina in Kenntniß 
geſetzt, daß dem nach S. zuſtändigen jedoch in Cz wohnhaften Peter 
H ein Auslandspaß ausgefolgt worden iſt Der Bezirkshauptmann 
von S., welcher dieſen Vorgang inſoferne als incorrect betrachtete, als 
nach § 5, Abſatz 2 der Miniſterialverordnung vom 10. Mai 1867, 
R. G. Bl. Nr 80 bloß die Chefs der politiſchen Landesſtellen 
an Individuen anderer Provinzen Auslandspäſſe ertheilen können, 
wendete ſich hierauf an die Landesregierung mit der Bitte, dem 
Magiſtrate von Cz. eine entſprechende Belehrung zukommen zu laſſen. 
Die Landesregterung jedoch trat der vom Bezirkshauptmanne ent- 
wickelten Anſicht nicht bei, behauptend, daß, nachdem H. ſeit Jahren 
in Cz. wohnhaft iſt, der dortige Magiſtrat ſeinen Wirkungskreis nicht 
überſchritten habe, weil nach Abſatz 1 des bezogenen Paragraphes der 
Wohnſitz des Paßwerbers, nicht aber deſſen Zuſtändigkeit maßgebend iſt. 

Dieſer Anſicht ſtellte der Bezirkshauptmann den Einwurf ent⸗ 
gegen, daß angeſichts der Beſtimmung des § 5, Abſatz 2, wonach an 
Individuen anderer Provinzen bloß ſeitens der Landeschefs Päſſe er⸗ 
theilt werden können, die im § 5, Abſatz 1 gedachten Magiſtrate 
offenbar nur an jene, in deren Amtsbezirke wohnenden Perſonen Aus⸗ 
landspäſſe erfolgen dürfen, die zu irgend einer Gemeinde des Kron⸗ 
landes, in dem der betreffende Magiſtrat ſich befindet, zuſtändig ſind. 

Die Landesregierung beharrte jedoch bei ihrer Ansicht und fügte 
noch bei, daß die Frage rückſichtlich der Zuftändigfeit nur bei jenen 
Perſonen in Betracht zu ziehen iſt, welche ſich bloß zeitlich im Ver⸗ 
waltungsbezirke, reſp. im Verwaltungsgebiete aufhalten. 


Der Bezirkshauptmann von S. in Galizien erſuchte hierauf | behoben, weil Hanni W. ſich über ihre 
um die entſprechende Weiſung, ob ſeine Anſicht die richtige, oder 
aber, ob er in einem conereten Falle eben ſo wie der Magiſtrat in 
Cz. in der Bukowina, einem in feinem Bezirke wohnhaften zu einer 
anderen Provinz zuſtändigen Individuum einen Auslands⸗Reiſepaß 


ausfolgen könne? 


Das Miniſterium des Innern hat in Folge deſſen über die an 
dasſelbe gerichtete Anfrage des galiziſchen Statthalters unterm 19. Auguſt 


1872, 3. 10.050 in nachfolgender Weiſe entſchieden: 

„Nach § 5, 3. 1 der Miniſterialverordnung vom 10. Mai 
1867, R G. Bl Nr. 80 war der Bürgermeiſter von Cz. ermächtigt, 
dem Peter H, welcher in dieſer Stadt ſeinen Wohnſitz hat, einen 
Auslandepaß auszuſtellen und es kann der Umftand, daß H. nicht in 
der Bukowina, ſondern in Galizien heimatberechtigt iſt, hinſichtlich der 
Competenz zur Auslandspaß⸗Ausfertigung keinen Unterſchied machen, 
weil es dabei überhaupt nicht auf die oft ungewiſſe Heimatberechtigung, 
ſondern an den Wohnſitz ankommt. Unter den sub Z. 2 dieſes Para⸗ 
graphes folgenden Worten: „Die Chefs der politiſchen Landesſtellen 
in jenen Fällen, wo es ſich um Päſſe für Individuen anderer Pro⸗ 
vinzen handelt“, kann daher und in Zuſammenhaltung mit § 6, Abſ 2 
derſelben Verordnung nichts anderes gemeint ſein, als: „für Individuen, 
welche in anderen Provinzen ihren Wohnſitz haben“. Dieſer Auslegung 
gegenüber ſtellt ſich auch der 1. Abſatz des $ 6 nicht als ein Pleo⸗ 
nasmus dar, weil § 6, Abſetz 1 die im § 5, 3. 2 nicht vorkommen⸗ 
den Beſtimmungen enthält, daß der politiſche Landeschef zur Aus- 
ſtellung eines Auslandspaſſes an Perſonen, welche ſich nur zeitlich in 
feinem Verwaltunge gebiete aufhalten, nur dann ermächtigt iſt, falls 
gegen deren Unbedenklichkeit kein Zweifel obwaltet; ferner, daß der 
bezügliche Landeschef von der Paßausfertigung ſogleich in Kenntniß 
zu ſetzen iſt. Danach erſcheint die Annahme nicht begründet, es ſei 
bei Beantwortung der Competenzfraze nicht der Wohnſitz allein ent⸗ 
ſcheidend, ſondern noch weiter darauf zu ſehen, ob der Paßwerber in 
dem Lande, wo er den Wohnſitz hat oder in einem anderen der öſter⸗ 
reichiſchen Lande heimatberechtigt iſt. Für dieſe Abweichung von dem 
Grundſatze des Paßnormales, welches durchgehends nur den Wohnſtitz 
und irgendwo die Heimat in Anbetracht nimmt, beſteht kein innerer 
ſachlicher Grund; andererſeits aber würde dadurch ein neuer Zweifel 
angeregt, nämlich: welcher Landeschef unter dem Bezüglichen des § 6 
zu verſtehen ſei, — der des Wohnſitzes oder jener der Heimat?“ 

St. 


Zur Ausweiſung aus dem Gemeindegebiete nach Art. III. des Ge⸗ 
ſetzes vom 5. März 1862 genügt das Moment des beſcholtenen 
Lebenswandels allein. 


Die in der Gemeinde N. wohnende Handelsmannswitwe Hanni 
W. und ihr Sohn Albert W., Hauſirer, find laut Heimatſcheines 
in die Gemeinde E. zuſtändig. Erhoben lag vor, daß weder Hanni 
W. noch ihr Sohn Albert in der Gemeinde N. einen ſteuerbaren 
Erwerb betreiben und hinſichtlich ihres Lebenswandels, daß Hanni W. 
am 17. Juli 1868 wegen Uebertretung der Diebſtahlstheilnehmung 
nach § 464 des St. G. zu 1 fl. Geldſtrafe verurtheilt wurde und 
Albert W. wegen Verbrechens der Diebſtahlstheilnehmung am 16. April 
1870 eine Strafe von 3 Monaten Kerker andictirt erhielt. 

Unterm 29. Juli 1871 verwies nun der Gemeindevorſtand von 
N. die Hanni W. und ihren Sohn bei ſonſtiger Abſchiebung an die 
Zuſtändigkeitsgemeinde E. aus dem Gebiete der Gemeinde N., „weil 
ſie abgeſtraft wurden und keinen ausreichenden Erwerb haben“. 

Gegen dieſe Verfügung hat Hanni W eine Vorſtellung einge⸗ 
bracht, welche aber zurückgewieſen wurde auf Grund eines Gemeinde⸗ 
beſchluſſes, demzufolge die Genannte und ihr Sohn in Rückſicht auf 
ihre beiderſeitige Abſtrafung und wegen ihrer Erwerbs⸗ und Vermö- 
gensloſigkeit abzuſchieben ſeien und die Verfügung des Gemeindevor⸗ 
ſtandes aufrecht zu erhalten ſei. 

Der Bezirkshauptmann hat das Ausweiſungserkenntniß aus den⸗ 
ſelben Gründen und unter Berufung auf den § 11 des Gemeindege⸗ 
geſetzes “) beſtätigt. 

Die Statthalterei hat aber die Erkenntniſſe des Bezirkshaupt⸗ 
mannes und des Gemeindevorſtandes bezüglich Gemeinde⸗Ausſchuſſes 


) Entſpricht Art. III. des Geſetzes vom 5. März 1862. 
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0 Heimatsberechtigung auszu⸗ 
weiſen vermag und der öffentlichen Mildthätigkeit nicht zur Laſt fällt, 
mithin nicht ſämmtliche Bedingungen des § 11 des Gemeindegeſetzes 
zu einer Ausweiſung vorhanden find. f 

Der Gemeindevorſtand von N. hat gegen dieſe Statthalterei⸗ 
entſcheidung den Miniſterialrecurs eingebracht und betont, das Zur⸗ 
laſtfallen der öffentlichen Mildthätigkeit ſei zur Ausweiſung nicht mehr 
nothwendig, weil ſonſt Fremde, welche z. B. von Diebſtählen ꝛc. 
leben und deßhalb die Mildthätigkeit nicht in Anſpruch zu nehmen 
brauchen, aus dem Gemeindebezirke gar nicht ausgewieſen werden 
könnten. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 3. Auguſt 1872, 
3. 10.941 dem Recurſe Folge gegeben und das bezirkshauptmann⸗ 
ſchaftliche Erkenntniß wieder in Kraft geſetzt, „weil Hanni W. keinen 
unbeſcholtenen Lebenswandel geführt hat und ſomit ihre Ausweisung 
aus der Gemeinde N. gemäß § 11 der Gemeindeordnung für Mähren 
gerechtfertigt erſcheint“. M. 


Die körperliche Züchtigung eines Schulkindes durch den Schullehrer 
iſt als Uebertretung des § 413 St. G. B. zu ahnden. 


Der Schullehrer Johann K. gegen welchen eine Strafanzeige 
wegen Uebertretung des $ 413 St. G. B, begangen durch körperliche 
Züchtigung des Schulkindes Johanna Sch. eingebracht worden war, 
wurde vom k. k. ſtädtiſch⸗delegirten Bezirksgerichte Korneuburg der 
ihm zur Laſt gelegten Uebertretung gegen die körperliche Sicherheit 
nach $ 413 und 420 St. G. B. nich tſchuldig erkannt, und zwar 
aus folgenden Gründen: „Durch das mit den Ausſagen der Johanna 
Sch. und Magdalena L. übereinſtimmende Geſtändniß des Lehrers 
Johann K. tft (§ 426 der St. P. O.) ſichergeſtellt, daß letzterer 
am 25. Mai 1872 in der Schule das zehnjährige Mädchen Johanna 
Sch., nach wiederholter fruchtloſen Ermahnung zur Aufmerkſamkeit, 
mit einem kleinen, fingerdicken ſpaniſchen Rohre gezüchtigt und ihr 
mit demſelben zwei Streiche über den Rücken und ein paar Streiche 
auf das mit Kleidern bedeckte Geſäß verſetzt hat, wodurch Johanna 
Sch. nach dem ärztlichen Parere einige Striemen und blaue und grüne 
Flecke am Leibe erhalten hat. Johanna Sch. hat ſelbſt angegeben, daß 
ſie wegen dieſer Schläge nicht krank geworden ſei, auch an ihrem 
Körper keinen Schaden erlitten habe, daß ihr vielmehr die Schläge 
nur weh gethan hätten. Nach dem ärztlichen Parere wurden die an 
dem Körper des genannten Mädchens wahrnehmbaren Striemen und 
Hautflecken als leichte und folgenloſe Verletzungen erklärt. — Da nun 
zum Thatbeſtande der Uebertretung des § 413 St. G. B. nothwendig 
wäre, daß die Gezüchtigte durch die erhaltenen Schläge an ihrem 
Körper Schaden genommen hätte, dieſe Bedingung aber in dem vor⸗ 
liegenden Falle nicht eintritt, wie das ärztliche Parere und die Aus⸗ 
ſage der Johanna Sch. nachweiſen, ſo kann der § 413 St. G. B. 
gegen Johann K. nicht in Anwendung gebracht werden. Aber auch 
der $ 420 St. G. B. kann dem Genannten nicht zur Laſt zu legen 
ſein, weil aus der Verbindung mit § 413 St. G. B. hervorgeht, 
daß den Lehrern und den Erziehern das Züchtigungsrecht an ihren 
Zöglingen und Schülern zuſteht, und daß nur die Ueberſchreitung 
dieſes Züchtigungsrechtes ſtraf gerichtlich zu ahnden kommt. Nun 
zeigt aber das ärztliche Parere, daß der Lehrer die Johanna Sch. 
wegen ihres unaufmerkſamen Betragens keineswegs in einer übertrie⸗ 
benen Weiſe gezüchtigt oder gar mißhandelt hat, indem durch die 
ausgetheilten Streiche an ganz ungefährlichen Körperſtellen nur unbe⸗ 
deutende Striemen und gefärbte Hautflecke entſtanden ſind, daher in 
dem vorliegenden Falle die erfolgte Züchtigung keineswegs eine körper⸗ 
iche Mißhandlung genannt werden kann.“ 

Ueber Berufung der k. k Staatsanwaltſchaft hat das k. k. Ober⸗ 
landesgericht in Wien mit Abänderung des erſtrichterlichen Urtheiles 
den Johann K. der Uebertretung gegen die körperliche Sicherheit nach 
$ 413 und 420 St. G. B. ſchuldig erkannt, zu einer Geldſtrafe, 
zur Zahlung eines Schmerzengeldes und zum Strafkoſtenerſatze ver⸗ 
urtheilt, weil, wenn auch die beigebrachten Verletzungen nach dem 
ärztlichen Parere leicht und folgenlos ſeten, hiedurch dennoch der That⸗ 
beſtand der Uebertretung der 89: 413, 420 St. G. B. begründet 
erſcheine. ' 

In Folge Berufung des Angeklagten fand der k. k. oberſte Ge⸗ 
richtshof laut Entſcheidung vom 12. September 1872, 3. 9210, mit 


Feſthaltung der obergerichtlichen Gründe und mit Hinweiſung auf die 
Schul⸗ und Unterrichtsordnung für die allgemeinen Volksſchulen 
(Verordnung des Miniſteriums für Cultus nnd Unterricht vom 
20. Auguſt 1870, Nr. 105 R. ©. Bl.), welche im § 24 die fürper- 
liche Zuͤchtigung unter allen Umſtänden von der Schule ausſchließt, 
das Urtheil des Oberlandesgerichtes zu beſtätigen. 616 


Berordnungen. 


Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 11. September 1872, Z. 14.266, 

anordnend, daß die auf Grund der Verordnung vom 19. December 1853 für Dienſt⸗ 

ſtellen vorgemerkten Militüraſpiranten auch im Sinne des Geſetzes vom 19. April 
1872, R. G. Bl. Nr. 60 als bereits vorgemerkt zu betrachten ſind. 


Gelegentlich der Vorlage von Concursausſchreibungen über, den ausgedienten 
Unterofficieren auf Grund des Geſetzes vom 19. April I. J. vorbehaltene Dienftpoften, 
wurde die Wahrnehmung gemacht, wienach der irrigen Anſicht Raum gegeben werde, 
daß die einer Behörde bereits auf Grund der k. Verordnung vom 19. De⸗ 
cember 1853 zugewieſenen Militäraſpiranten ſich dermalen um ſolche, im Amts⸗ 
bereiche ebenderfelben Behörde erledigte Dienſtſtellen erſt noch ber 
ſonders bewerben müſſen. 

Nach dem Geiſte nicht minder, wie nach dem klaren Wortlaute der zu dem 
erſterwähnten Geſetze erfloſſenen Ausführungsverordnung vom 12. Juli I. J., Punkt 
18, Alinea 3 und 4 b (R. G. Bl Nr. 98) find jedoch dieſe Aſpiranten „als im 
Sinne des § 11 des Geſetzes vom 19. April 1872 bereits vorgemerkt“ zu be⸗ 
trachten, und daher — bis zu der ſucceſſive erfolgenden Betheilung mit dem Certifi⸗ 
cate — bei Beſetzung ſolcher Stellen mit den erſt nach Maßgabe des letzter⸗ 
wähnten Geſetzes in Bewerbung tretenden anſpruchsberechtigten 
Unterofficieren von Amtswegen in Combination zu ziehen, wobei ſelbſtver⸗ 
ſtändlich der verleihenden Behörde die unbeſchränkte Auswahl unter den bereits von 
früherher vorgemerkten und den erſt nach dem Geſetze vom 19. April l. J. in Com⸗ 
petenz getretenen Individuen freiſteht. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 28. September 1872, Z. 12.591, 

betreffend den Nachweis der vollzogenen Fabrikswäſche bei den aus Rußland und 

den Donaufürſtenthümern über Orſowa in das Gebiet der öſterr.⸗ungar. Monar⸗ 
chie eintretenden Schafwolle. 


Anläßlich einer vom k. und k. Reichs⸗Kriegsminiſterium eingeleiteten Ver⸗ 
handlung über die näheren Beſtimmungen rückſichtlich der Beibringung des Nach⸗ 
weiſes der vollzogenen Fabrikswäſche bei der aus Rußland und den Donaufürſten⸗ 
thümern über Orſowa in das Gebiet der öſterr.⸗ungar. Monarchie eintretenden 
Schafwolle iſt mir im Wege des k. und k. Miniſteriums des Aeußern auf die Anfrage 
über die Art und Tragweite der Betheiligung der öſterr.⸗ungar. Conſularämter an 
diesfälligen Zeugniſſen ein Bericht des öſterr.⸗ungar. Generalconſulates in Odeſſa 
vom 18./80. Juli d. J. Z. 1304 zur Einſicht zugekommen aus welchem hervor⸗ 
geht, daß die Zeugniſſe über die vollzogene Fabrikswäſche bei den von dort nach der 
öſterr.⸗ungar. Monarchie abgehenden Schafwollſendungen in der Regel von einem 
hierzu befugten Veterinärarzte ausgeſtellt werden, deſſen Unterſchrift ſeitens des 
betreffenden k. und k. Conſularamtes auf Verlangen ordnungsmäßig legaliſirt wird 
und daß von Privaten hierüber ausgeſtellte Zeugniſſe den k. und k. Conſularämtern 
ſelten zur Beſtätigung der darin bezeugten Thatſachen vorgelegt werden. Geſchehe dies 
zuweilen, ſo könne die conſularämtliche Beſtätigung bloß dahin lauten, daß die Wolle 
angeblich der Fabrikswäſche unterzogen wurde, weil bei den dortſeitigen k. und k. 
Conſularämtern ein eigener ſachverſtändiger Conſularbeamter, welcher die beſondere 
Unterſuchung der Wolle behufs apodictiſcher Certificirung vorzunehmen hätte, nicht 
beſteht. 

Bei dieſer Sachlage ſehe ich mich im Einvernehmen mit dem Handelsminiſter 
veranlaßt, Euer zu erſuchen, daß es gefällig ſein wolle, die Hornvieh⸗ 
contumazämter des dortigen Verwaltungsgebietes in Rückſicht auf die aus Rußland 
und den Donaufürſtenthümern ein⸗ oder durchzuführende Schafwolle in geeigneter 
Weiſe zu verſtändigen, beziehungsweiſe anzuweiſen: 

1. daß zwar die von einem hierzu berechtigten Veterinärarzte ausgeſtellten 
und rückſichtlich deſſen Unterſchrift von einem öſterr.⸗ungar. Conſularamte ordnungs⸗ 
mäßig legaliſirten Zeugniſſe der vollzogenen Fabrikswäſche, keineswegs aber die dies⸗ 
falls von Privaten ausgeſtellten, wenn auch in Bezug auf die Unterſchrift von einem 
k. und k. Conſularamte beſtätigten Zeugniſſe dem § 2 lit. b des Geſetzes vom 
29. Juni 1868, R. G. Bl. Nr. 118 genügen; 
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2. daß es in einem, vorausſichtlich nur ausnahmsweiſe vorkommenden Falle, 
in welchem ein derartiges von einem Privaten ausgeſtelltes Zeugniß vorliegt, dem 
Sinne und Wortlaute der oben bezogenen Geſetzesſtelle nicht widerſpricht und zur 
Erleichterung des Handelsverkehres, beziehungsweiſe zur Ermöglichung der Weiter⸗ 
beförderung der in der Contumazanſtalt angelangten Schafwollſendung zuläffig iſt, 
daß der Nachweis der vollzogenen Fabrikswäſche durch ein von einem delegirten Sach⸗ 
verftändigen auf Grund der eigenen, mit der nöthigen Vorſicht in der Contumaz ⸗ 
anſtalt vorgenommenen Unterfuchung der Wolle ausgeſtelltes Zeugniß erbracht wird; 

3. daß nach dem Sinne und Wortlaute des Geſetzes vom 29. Juni und der 
Verordnung vom 7. Auguſt 1868, R. G. Bl. Nr. 118 und 119 der Nachweis der 
vollzogenen Fabrikswäſche auch gegenüber Rußland und den Donaufürſtenthümern 
nur dann unerläßlich iſt, wenn dieſe Schafwolle aus verſeuchten Gegenden 
ſtammt, während es rückſichtlich jener Schaſwolle, welche aus ſeuchenfreien Gegen⸗ 
den herrührt, dem Verſender freiſteht, die Vollſendung, ſoferne] die Wolle in Säcken 
oder Ballen verpackt iſt, mit einem vorſchriftmäßigen Geſundheits⸗ beziehungsweiſe 
Urſprungs⸗ und Lagerungszeugniſſe oder mit dem (glaubwürdigen) Nachweiſe der 
vollzogenen Fabrikswäſche zu begleiten. 


Erlaß des Statthalters von Steiermark vom 10. October 1872, Z. 12.638, be⸗ 
treffend Amtshandlung bei Anzeigen über Verunglückungen in Bergbauen. 


Ich fordere Ew auf, in allen Fällen, wo eine Anzeige über Yerun- 
glüdungen in Bergbauen zuerft an die politiſche Bezirksbehörde gelangt, zum Zwecke 
einer gemeinſchaftlichen Vornahme der nach § 222 a. b. G. B. und § 118 der Voll⸗ 
zugsvorſchriſt zu pflegenden Erhebung immer auch umgehend und, wenn nbthig, 
ſogar im telegraphiſchen Wege die Mittheilung hievon an das betreffende k. k. 
Revierbergamt zu machen, welches ſeinerſeits von den zuerſt dahin gelangenden 
Anzeigen ebenſo die Mittheilung zu machen hat. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Profeffor der Chemie Or. Heinrich Hlaſiwetz 
den Titel und Charakter eines Hofrathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem bei der nied. öſterr. Statthalterei in Verwendung 
ſtehenden Bezirkshauptmanne erſter Claſſe Johann Haas den Titel und Charakter 
eines Statthaltereirathes taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bergbauinſpector Joſeph Nuchten in Wien den 
Titel eines Bergrathes tarfrei verliehen. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den nied. öſterr. Landesingenieur 
Karl Rosner zum Conſervator für den Kreis „ob dem Man hartsberge“ und den 
Privaten Anton Widter zum Conſervator für den Kreis „unter dem Manhartsberg“ 
ernannt. 


Erledigungen. 


Drei neu ſyſtemiſirte Forſtcommiſſärsſtellen in Dalmatien mit je 800 fl. Ge⸗ 
halt und dem Reiſepauſchale von je 300 fl. und Kanzlei und Wohnungspauſchale von 
je 100 fl., bis Ende November. (Amtsbl. Nr. 254.) 

Officialeſtelle beim k. k. Tabakhauptmagazine in Wien mit 700 fl. Gehalt 
und 150 fl. Quartlergeld eventuell eine Amtsaffiſtentenſtelle mit 500 fl. Gehalt und 
120 fl. Quartiergeld, bis 24. November. (Amtsblatt Nr. 255.) 

Statthalterei⸗Conceptsadjunctenſtelle in Steiermark mit 500 fl. reſp. 400 fl., 
ae 9 proviſoriſche gleiche Stelle mit 400 fl., bis 24. November. (Amtsblatt 

r. 256. 

Finanz⸗Bezirkscommiſſärsſtelle erſter Claſſe eventuell zweiter Claſſe in 
Mähren mit 1400 fl. eventuell 1200 fl. Jahresgehalt oder 1000 fl., eventuell eine 
Finanzeoncipiſtenſtelle mit 900 fl., 800 fl. oder 700 fl. Gehalt; dann Concepts⸗ 
prakticantenſtellen dortlands mit 400 fl. Adjutum. (Amtsblatt Nr. 256.) 

Bergverwaltersadjunctenſtelle bei der k. k. Berg⸗ und Hättenverwaltung Kaibl 
mit 1000 fl. und Naturalwohnung gegen Caution. (Amtsblatt Nr. 256.) ) 

Zollamtsofficialsſtelle in Ober⸗Oeſterreich mit 700 fl., bis Ende November. 
(Amtsblatt Nr. 256.) 

Bezirksarztesſtelle bei der Badner Bezirkshauptmannſchaft mit 800 fl. Gehalt 
und Quinquennalzulage, bis Ende November. (Amtsblatt Nr. 257.) 

Scriptorsſtelle an der Grazer Univerſitätsbibliothek mit 1000 fl. Gehalt, 
bis 20. November. (Amtsblatt Nr. 257.) 

Baurathsſtelle für Böhmen mit 2000 fl. Gehalt eventuell eine Oberingenieur⸗ 
ſtelle erſter Claſſe mit 1500 fl., oder zweiter Claſſe mit 1300 fl., eventuell eine 
Ingenieurſtelle erfter oder zweiter Claſſe mit 1100 fl. oder 1000 fl. Gehalt, bis 
30. November (Amtsblatt Nr. 257.) 

Oberfinanzrathsſtelle zweiter Claſſe bei der böhm. Finanz⸗Landesdirection mit 
2500 fl. eventuell 2100 fl., eventuell eine Finanzraths⸗ und Finanz. Bezirksdirectors⸗ 
125 55 u mit 2000 fl. eventuell 1800 fl., bis Ende November. (Amtsblatt 

r. 258. 

Hausarztesſtelle in der ob. öſterr. Landesirrenanſtalt zu Niedernhart bei Linz 

mit 1000 fl. und Naturalquartier, bis 30. November. (Amtsblatt Nr. 258.) 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


